Deutscher Bundestag Drucksache 7/4346 

7. Wahlperiode oß 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Klein (Göttingen), Dr. Wörner, Frau Dr. Waiz, Reddemann, 
Dr. Kraske, Dr. Köhier (Woifsburg), Kroli-Schiüter, Dr. Hupka, Rommerskirchen, 
Dr. Jenninger, Ernesti, Soike, Nordiohne, de Terra und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU 


betr. Androhung presserechtiicher und strafrechtiicher Konsequenzen durch den 
Bundesminister der Verteidigung Georg Leber wegen ZDF-Sendung 
am 15. Oktober 1975 über angebiich parteipoiitisch orientierte Personaiführung 
in der Bundeswehr 


„Presserechtliche und, falls zum Schutz einzelner Soldaten er- 
forderlich, auch strafrechtliche Folgen" hatte der Bundesmini- 
ster der Verteidigung Georg Leber dem Moderator des ZDF- 
Magazins Gerhard Löwenthal in einer durch das Bundesver- 
teidigungsministerium am 15. Oktober 1975 in Bonn veröffent- 
lichten und während der Bundespressekonferenz durch den 
Sprecher des Ministeriums Arnim Halle ausführlich erläuterten 
Erklärung für den Fall angedroht, daß eine für den gleichen 
Abend angekündigte Sendung im ZDF-Magazin über „eine an- 
geblich parteipolitisch orientierte Personalführung in der Bun- 
deswehr" ausgestrahlt werden sollte. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion sieht in diesem Vorstoß des 
Bundesverteidigungsministers zu dem Zweck, eine bestimmte 
Magazin-Sendung zu verhindern, den gefährlichen Versuch 
einer verfassungswidrigen Vorzensur. 

Aber nicht nur dieser Versuch einer Vorzensur, sondern auch 
die Art und Weise, wie das Bundesverteidigungsministerium 
am Tage nach der Sendung die Androhung presse- und straf- 
rechtlicher Konsequenzen als „erledigt" erklärte, lassen auf 
einen bedenklichen und leichtfertigen Umgang mit dem nach 
unserer Verfassung garantierten Recht auf Meinungs- und 
Rundfunkfreiheit schließen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung den Versuch des Bun- 
desverteidigungsministers, durch die Androhung presse- 
rechtlicher und strafrechtlicher Konsequenzen die Ausstrah- 
lung einer kritischen Fernsehsendung zu verhindern, im 
Hinblick auf die durch Artikel 5 GG verfassungsrechtlich 
garantierte Rundfunkfreiheit, und wie glaubt sie. Versuchen 
dieser Art künftig wirksam begegnen zu können? 
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2. Wie beurteilt die Bundesregierung die erstaunliche Tat- 
sache, daß sich das Bundesministerium der Verteidigung zu 
dieser „sehr massiven und den Möglichkeiten der Schädi- 
gung angemessenen Prophylaxe" (A. Halle) entschloß, ohne 
vorher den Versuch gemacht zu haben, das Manuskript ein- 
zusehen oder über den Inhalt des Films Kenntnis zu be- 
kommen? 

3. Während der Bundespressekonferenz am 15. Oktober 1975 
erklärte der Sprecher des Bundesverteidigungsministeriums 
Arnim Halle auf die Frage eines Journalisten: „ . . . wir 
haben noch keinen Aufschluß darüber, was im einzelnen in 
diesem Filmbeitrag zur Sprache kommen wird. Wir wissen 
aber aus zahlreichen Gesprächen mit dem den Beitrag selbst 
gestaltenden Redakteur, in welcher Richtung die Recherchen 
gingen und welche Personen befragt werden sollten. Daraus 
konnten wir bestimmte Schlüsse ziehen, die uns veranlassen, 
zum Schutz eben dieser Personen eine entsprechende Vor- 
warnung abzugeben." Hält es die Bundesregierung für rich- 
tig, daß ein Beitrag, dessen Inhalt sie nicht kannte und über 
den es zum Zeitpunkt der Pressekonferenz am 15. Oktober 
1975 nur Vermutungen gab, allein deswegen verhindert 
werden sollte, weil „eine polemische und im hohen Maße 
selbst parteiliche Magazinbetrachtung, wie Herr Löwenthal 
sie pflegt" , befürchtet wurde? 

4. Muß nicht befürchtet werden, daß die Art und Weise, wie 
das Bundesverteidigungsministerium in diesem Fall ver- 
sucht hat, durch massive Drohungen die Rundfunkfreiheit 
einzuschränken, zu einer weiteren schwerwiegenden und 
bedenklichen Beeinträchtigung des Verhältnisses zwischen 
Presse und Bundesregierung führen? 

5. Erheben Bundesverteidigungsministerium und Bundeswehr 
- wie das einige Ausführungen des Sprechers des Ministe- 
riums Arnim Halle während der Bundespressekonferenz 
am 15. Oktober 1975 vermuten lassen - den Anspruch einer 
Sonderstellung, und wie gedenkt die Bundesregierung, 
künftig nicht mehr den Eindruck entstehen zu lassen, das 
Bundesministerium der Verteidigung entziehe sich demo- 
kratischer Kritik und öffentlicher Kontrolle? 

6. Welche Gründe „dienstlich gebotener Fürsorge" haben den 
Bundesverteidigungsminister im einzelnen veranlaßt, so- 
wohl Dreharbeiten im Bereich der Bundeswehrhochschule 
München als auch Interviews von Hochschulangehörigen 
im Dienst zu untersagen, und wie vereinbaren sich Auf- 
nahme- und Aussageverbot mit dem ursprünglich prokla- 
mierten Konzept der „selbstverständlichen Offenheit" die- 
ser Hochschule? 

7. Aus welchen Gründen hat der Bundesverteidigungsminister 
nicht die vom Sprecher des Ministeriums einmal als „weder 
zweckdienlich noch ohne weiteres möglich", dann jedoch 
wiederum als „durchaus möglich" erklärte einstweilige Ver- 
fügung gegen die von ihm beanstandete Sendung bean- 
tragt? 
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8. Hat sich der Bundesverteidigungsminister selbst zu dieser 
„aus dienstlich-fürsorglichen, gesetzlich sogar vorgeschrie- 
benen Gründen" getroffenen Entscheidung veranlaßt ge- 
sehen, oder ist sie vor allem auf die Beratung seiner Mit- 
arbeiter zurückzuführen? 

9. Treffen Informationen zu, wonach der Bundes Verteidigungs- 
minister bei seinem Versuch, die betreffende Sendung des 
ZDF-Magazins zu verhindern, gezielten Falschinformationen 
in seinem Ministerium und aus seiner Partei zum Opfer 
gefallen ist? 


Bonn, den 27. November 1975 


Dr. Klein (Göttingen) 

Dr. Wörner 
Frau Dr. Walz 
Reddemann 
Dr. Kraske 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

Kroll-Schlüter 

Dr. Hupka 

Rommerskirchen 

Dr. Jenninger 

Ernesti 

Solke 

Nordlohne 

de Terra 

Benz 

Ey 

Dr. Narjes 
Wohlrabe 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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